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P F L e g e  i m  L A n d

Strategien für eine  
alternde Gesellschaft 
Das Land verfügt über ein gut ausgebautes, qualitätsorientiertes 
 Informations- und Versorgungsangebot in der Pflege. Eine älter wer-
dende Gesellschaft erfordert ständige Anpassungen von Leistungen 
und Gesundheitsinfrastruktur. Die Ersatzkassen sind aktiv.

d
as Gesundheitsministerium Ba-
den-Württemberg hat in Zusam-
menarbeit mit dem Verband der 
Ersatzkassen und weiteren Ak-

teuren im Gesundheitswesen ein 50 Sei-
ten umfassendes Spezialheft mit dem Ti-
tel „Ambulante und stationäre Pflege in 
Baden-Württemberg“ herausgegeben. Das 
Spezialheft gibt einen umfassenden Über-
blick über Strukturen und Qualität der 
Pflege im Land. Es richtet sich an alle inte-
ressierten Bürgerinnen und Bürger, insbe-
sondere Pflegeeinrichtungen und Pflege-
kräfte, Betroffene und Angehörige. 

„Ein Fazit ist durchaus erlaubt.“, so 
Frank Winkler, stv. Leiter des Verban-
des der Ersatzkassen im Land, „Das Land 
verfügt über ein gut ausgebautes, quali-
tätsorientiertes Informations- und Ver-
sorgungsangebot in der Pflege. Dies attes-
tiert auch Gesundheitsministerin Katrin 
Altpeter in einer Pressemitteilung des So-
zialministeriums.“ 

Sorgfältiger Ressourcenumgang

Zum Hintergrund des Spezialhefts und zum 
Anliegen des Verbands der Ersatzkassen: 

Die steigende Lebenserwartung, die Ver-
änderung der Altersstruktur der Bevöl-
kerung, der Geburtenrückgang und die 
daraus resultierende Veränderung des 
Krankheitsspektrums und der medizini-
schen Versorgung sind die großen He-
rausforderungen der Zukunft. Hiervon 
werden alle Zweige der Sozialversiche-
rung betroffen sein. Es kommt darauf an, 
die Auswirkungen frühzeitig zu erkennen, 
damit mit diesen Veränderungen einher-
gehende Chancen genutzt und Risiken ab-
gewendet werden können. Das Gesund-
heitswesen muss sich heute schon dafür 
rüsten, damit morgen den medizinischen 
und pflegerischen Bedürfnissen der Men-
schen entsprochen werden kann. In der 
Vergangenheit lag der rein demografisch 
bedingte Ausgabeneffekt in der Kranken-
versicherung deutlich unter 30 Prozent. 
Rund ein Drittel ist dem medizinisch-
technischen Fortschritt geschuldet. Bei-
des zwingt zu einem besonders sorgfäl-
tigen Umgang mit den Ressourcen. Das 
bedeutet auch, die vorhandenen Wirt-
schaftlichkeitsreserven im System der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
zu heben.
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Ob eine Arztpraxis über einen Be-
hindertenparkplatz, Fahrstuhl, roll-
stuhlgerechte Räume verfügt oder 
die Möglichkeit bietet, sich in Ge-
bärdensprache zu verständigen, er-
fährt ein Patient oft erst beim Be-
such vor Ort. Mit dem Internetportal 
www.vdek-arztlotse.de des Verban-
des der Ersatzkassen (vdek) und den 
teilnehmenden Ersatzkassen (DAK-
Gesundheit, Kaufmännische Kran-
kenkasse – KKH, HEK – Hanseati-
sche Krankenkasse, hkk) können sich 
Menschen mit körperlichen oder an-
deren Einschränkungen einen Über-
blick über geeignete barrierefreie 
Arztpraxen verschaffen. Mit 240.000 
Adressen bietet der vdek-Arztlot-
se ein vollständiges und flächende-
ckendes Ärzteverzeichnis mit Ärzten, 
Zahnärzten, Psychotherapeuten mit 
kassenärztlicher Zulassung sowie 
Notfallambulanzen in Deutschland. 
Klicken Sie doch einfach einmal in 
den Arztlotsen hinein.

A u s  d e m  v d e k

der vdek-Arztlotse 
hilft 
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Versorgungsstrukturen angepasst wer-
den. Hierzu sind seitens der Versorgungs-
forschung Erkenntnisse zu sammeln und 
Vorschläge zu erarbeiten.

Gutes Infosystem im Land

In Baden-Württemberg können Betroffe-
ne und Angehörige flächendeckend auf ein 
leistungsfähiges und gut zugängliches In-
formations- und Versorgungssystem im Be-
reich der Pflege zurückgreifen. Das soeben 
erschienene Spezialheft informiert zum 
Beispiel über die verschiedenen Pflege-
einrichtungen und die damit verbundenen 
Kosten, die Angebote und Einrichtungen 
der Stadt- und Landkreise sowie der Ge-
meinden, aber auch über niedrigschwelli-
ge Betreuungsangebote und Initiativen des 
Ehrenamtes in der Pflege. Dargestellt wer-
den auch der Medizinische Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK), die Sozialdienste 
der Krankenhäuser sowie die Landes- und 
Kreisseniorenräte und die Selbsthilfegrup-
pen. In der Broschüre finden sich zudem 
Angaben und Zahlen zur Entwicklung der 
Pflegebedürftigkeit. Eine Checkliste für 
Ratsuchende rundet das Spezialheft ab. Sie 
gibt eine schrittweise Orientierung, was im 
Fall von Pflegebedürftigkeit zu tun ist. 

Das Spezialheft richtet sich an Pflege-
einrichtungen und Pflegekräfte, Betroffe-
ne und Angehörige sowie Multiplikatoren, 
so etwa an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den Pflegestützpunkten.

Landesqualitätsberichte

Bisher sind fünf Spezialhefte erschie-
nen: Die stationäre Krankenhausversor-
gung, die Rehabilitation, die ambulante 

Nach Prognosen des Statistischen Bun-
desamtes wird die Gesamtbevölkerung in 
Deutschland in den nächsten Jahrzehnten 
weiter abnehmen. Gleichzeitig steigt der 
Anteil der über 60-jährigen und der Hoch-
betagten. Diese Entwicklung wird beson-
ders in ländlichen und strukturschwachen 
Regionen spürbar werden. Die regionale 
Gesundheitsinfrastruktur muss sich auf 
diese Veränderungen einstellen. Erforder-
lich sind neue Versorgungskonzepte, die 
eine Versorgung einer älter werdenden 
und gleichzeitig schrumpfenden Bevöl-
kerung sicherstellen können. Die künfti-
ge Versorgung wird sich an generationen-
spezifischen Bedürfnissen und Bedarfen 
sowie an regionalen Gegebenheiten ori-
entieren müssen. Um dies zu ermöglichen, 
sind die Rahmenbedingungen für Versor-
gungsverträge – insbesondere auch mit 
Sektoren übergreifenden Ansätzen – zu 
verbessern. Erforderlich wird vor allem 
eine veränderte, Ziel orientierte Arbeits-
teilung der Leistungssektoren. Vor die-
sem Hintergrund ist eventuell auch eine 
Öffnung der Krankenhäuser für die ambu-

lante Grundversorgung in ländlichen und 
strukturschwachen Gebieten notwendig. 
Künstliche Sektorengrenzen dürfen nicht 
den Weg für tragfähige, regionale Versor-
gungslösungen verstellen. 

Verändertes Versorgungsspektrum

Die „alternde“ Gesellschaft benötigt eine 
Veränderung des Versorgungsspektrums, 
da mehr altersassoziierte Erkrankungen 
wie etwa Hypertonie und Diabetes sowie 
mehr chronisch-degenerative Erkrankun-
gen wie Demenz und Parkinson auftre-
ten werden. Es müssen rechtzeitig neue 
Versorgungskonzepte entwickelt und 
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Auf der Agenda der Gesundheitspoli-
tik stehen vier große Themen, welche 
nach vorne gebracht werden müssen 
– die Weiterentwicklung der sozia-
len Pflegeversicherung mit der Um-
setzung des Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs, die Krankenhausfinanzierung, 
die Sicherstellung der ambulanten 
ärztlichen Versorgung – hier sind 
auch die Kommunen in der Pflicht 
und die Nutzenbewertung von Thera-
pien und Behandlungsmethoden für 
die Patienten – sie haben ein Recht 
auf Sicherheit und Schutz.
Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff 
muss rasch umgesetzt werden, damit 
die Pflegeversicherung in leistungs-
rechtlicher Hinsicht demografiefest 
wird. Die jährliche Dynamisierung 
der Leistungen könnte dazu einen 
weiteren wesentlichen Beitrag leis-
ten. Darüber hinaus gilt es, den Pfle-
geberuf attraktiver zu machen.
In der stationären Versorgung ist die 
Mengenentwicklung in den Griff zu 
bekommen. Die Krankenhauspla-
nung sollte künftig stärker auf die 
Leistung von Krankenhäusern Ein-
fluss nehmen können. Dabei sollten 
die Ergebnisse der Qualitätssiche-
rung stärker berücksichtigt werden, 
auch bei der Vergütung. Nicht zu-
letzt braucht es Regelungen, damit 
die Länder wieder ihren gesetzlichen 
finanziellen Verpflichtungen zur Fi-
nanzierung der Krankenhausinvesti-
tionen nachkommen. Lassen Sie uns 
gemeinsam daran arbeiten.

k o m m e n t A r

Was auf der  
Agenda steht 

»Wir haben in Baden-Würt-
temberg ein sehr gut ausge-
bautes, qualitätsorientiertes 
Informations- und Versor-
gungsangebot in der Pflege.«
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von 
WALtER SchELLER  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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ärztliche und psychotherapeutische Ver-
sorgung, die Versorgung psychisch kranker 
Menschen und die Versorgung krebskran-
ker Menschen. Die genannten Landesqua-
litätsberichte stellen die Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität ausgesuchter 
Versorgungsbereiche in Baden-Württem-
berg dar und zeichnen sich insbesondere 
dadurch aus, dass sie auch die regionalen 
Unterschiede beleuchten. 

Entstanden ist das neue Spezialheft 
„Ambulante und stationäre Pflege“ im Rah-
men der Arbeitsgruppe Qualitätssicherung 
unter Beteiligung von Experten aus der 
Pflege, dem Gesundheitswesen, dem Land 
sowie des Landespflegeausschusses. 

Das Spezialheft „Ambulante und sta-
tionäre Pflege in Baden-Württemberg“ 
kann unter http://www.vdek.com/LVen/
BAW/Presse/Pressemitteilungen/2013/

SpezialheftPflege.html kostenlos herun-
tergeladen werden. 

Altersstruktur in Baden-Württemberg

In Baden Württemberg haben Frauen der-
zeit eine Lebenserwartung von 83,6 Jah-
ren und Männer von 79,2 Jahren. Frauen 
leben demnach im Schnitt deutlich länger 
als Männer. Im Vergleich aller Bundeslän-
der weist Baden-Württemberg seit Beginn 
der 70er-Jahre regelmäßig die höchste Le-
benserwartung Neugeborener auf. 

Pflegebedürftigkeit im Land

Im Dezember 2009 waren in Baden-Würt-
temberg 246.083 Personen im Sinne des 
Pflegeversicherungsgesetzes pflegebe-
dürftig. Bezogen auf die gesamte Bevöl-
kerung bedeutet dies, dass im Jahr 2009 
insgesamt 2,3 Prozent der rund 10,7 Milli-
onen Bürgerinnen und Bürger des Landes 
Leistungen aus der Pflegekasse erhielten. 
Im Jahr 2030 werden in Baden-Württem-
berg laut Prognose 352.000 Menschen 
pflegebedürftig sein (Statistisches Lan-
desamt BW, 2012). Das sind 3,3 Prozent 
auf der Basis einer gleich bleibenden Be-
völkerungszahl im Land oder ein Prozent 
mehr als im Jahr 2009. 

In den ländlichen Regionen ist der An-
teil der Pflegebedürftigen, die zu Hause 
von Angehörigen gepflegt werden, höher 
als in städtischen Regionen. In den Land-
kreisen wurden im Jahr 2009 insgesamt 
46,4 Prozent der Pflegebedürftigen zu 
Hause ohne professionelle Hilfe betreut, 
in den Stadtkreisen nur 42,5 Prozent. Ins-
gesamt werden etwa zwei Drittel der Pfle-
gebedürftigen zu Hause versorgt, ein Drit-
tel stationär in Pflegeheimen (s. Abb.). In 
den Landkreisen waren etwa 33,2 Prozent 
der pflegebedürftigen Menschen in Pflege-
heimen untergebracht, in den Stadtkreisen 
dagegen 38,3 Prozent. Dies deutet darauf 
hin, dass sich die Familienstruktur auf dem 
Land im Vergleich zu städtischen Gebieten 
unterscheidet. Dies und weitere ausführ-
liche Informationen findet der Leser im 
50 Seiten umfassenden Spezialheft.  

PFLEGEBEDüRFtIGE je 1000 einwohner nach Art der Pflege nach stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg. 
Fazit: Zwei drittel der Pflegebedürftigen werden zu Hause versorgt, ein drittel stationär in Pflegeheimen.
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P r e s s e k o n F e r e n Z  –  k r A n k e n H ä u s e r  i m  L A n d

Krankenhäuser im Fokus
Der Landesverband der BKK, die IKK classic, die Knappschaft und der  
Verband der Ersatzkassen (vdek) haben eine Expertise erarbeitet, wie die  
Krankenhausversorgung im Land verbessert werden kann. 

F
ast kein Tag vergeht, an dem die 
Medien im Land nicht über die Si-
tuation eines Krankenhauses be-
richten. Die zukünftige Kranken-

hausversorgung findet sich auf der Agenda 
aller Parteien. Im Vordergrund stehen die 
Krankenhausplanung, die Finanzierung 
der Krankenhäuser, die Qualitätssicherung 
sowie die Weiterentwicklung der stationä-
ren Versorgungsstrukturen. 

Für das breite Krankenkassenbündnis 
im Südwesten versteht es sich von selbst, 
dass die anstehenden Diskussionen nicht 
ohne Beteiligung der Krankenkassen ge-
führt werden können. Deshalb veranstal-
teten deren Vorstände am 7. August eine 
Pressekonferenz in der Landesvertretung 
des vdek in Stuttgart. Vorgestellt wurde 
das Fakten- und Positionspapier zur Kran-
kenhausversorgung in Baden-Württem-
berg. Es soll zur Versachlichung der viel-
fach sehr emotional geführten Debatten 
beitragen und einen Impuls für die not-
wendigen Veränderungen setzen. 

Seitens des Krankenkassenbündnisses 
kann festgehalten werden: Ein ausdrückli-
ches Bekenntnis für eine flächendecken-
de und qualitativ hochwertige Versor-
gung mit Krankenhäusern, in deren Fokus 
das Wohl der Patienten stehen muss. Es 
wurden bereits große Anstrengungen 
unternommen, dieses Ziel zu erreichen. 
Dennoch besteht nach wie vor eine Über-
versorgung mit stationären Versorgungs-
angeboten. Deshalb sind weitere struktu-
relle Maßnahmen unerlässlich. 

Auskömmliche Landesbasisfallwerte

Durch die Vereinbarung auskömmli-
cher Landesbasisfallwerte kommt die 
gesetzliche Krankenversicherung in 

Baden-Württemberg ihrer Verpflichtung 
zur Betriebskostenfinanzierung vollum-
fänglich nach. Die Krankenhäuser im Land 
sind gehalten, diese Beitragsgelder tat-
sächlich für die medizinische, therapeu-
tische und pflegerische Versorgung der 
Patienten einzusetzen und damit nicht 
fehlende Investitionsmittel auszugleichen. 
Nur so wird gewährleistet, dass die statio-
näre Versorgung im Land weiterhin auf ei-
nem hohen Niveau erfolgt.

Investitionskostenanteil erhöhen

Die Finanzierung der Krankenhäuser wird 
gegenwärtig zu 95 Prozent von den Kran-
kenkassen und zu fünf Prozent vom Land 
getragen. Das Land muss den Investitions-
kostenanteil deutlich auf mindestens zehn 
Prozent erhöhen, damit die Krankenhäu-
ser den notwendigen Strukturanpassun-
gen nachkommen können.

Nicht vorschnell operieren

Ein geordneter Wettbewerb der Kranken-
häuser um Patienten ist ein geeignetes In-
strument, um eine bestmögliche Versor-
gung zu erreichen. Die finanziellen Anreize 

dürfen aber nicht überwiegen und zu Fehl-
entwicklungen wie zum Beispiel unnötigen 
oder verfrühten Operationen führen. Es 
muss deshalb in gleichem Maß ein Wett-
bewerb um mehr Qualität entstehen. Mehr-
leistungen sollen zwar auskömmlich finan-
ziert werden, sie dürfen sich aber nicht 
zum wichtigsten Anreiz der Krankenhäu-
ser im Wettbewerb entwickeln.

Qualität

Die Qualität der Krankenhausversorgung 
kann durch Konzentration und Koopera-
tion sowie ein höheres Maß an Professi-
onalisierung und Spezialisierung noch 
erheblich gesteigert werden. Nur Kran-
kenhäuser mit einer nachgewiesenerma-
ßen guten Behandlungsqualität sollen An-
spruch auf eine vollständige Vergütung 
haben. Dementsprechend muss die Quali-
tätssicherung gestärkt und die Qualitäts-
messung verbessert werden.

Verzahnung

Zur Überwindung der sektoralen Versor-
gungsgrenzen müssen die ambulante und 
die stationäre Versorgung besser mitein-
ander verzahnt werden. Mit einer am Pati-
entennutzen orientierten Bedarfsplanung 
muss der Definition sektorenübergreifen-
der Behandlungspfade stärkeres Gewicht 
beigemessen werden. Die Qualitätsmes-
sung darf nicht mit dem Abschluss des 
Krankenhausaufenthaltes enden, sondern 
muss auch die weitere Genesung außer-
halb des Krankenhauses umfassen.

Das 24seitige Faktenpapier kann unter 
www.vdek.com/LVen/BAW/Presse/Presse 
mitteilungen/2013/20130807.html kosten-
los heruntergeladen werden.  
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r e t t u n g s d i e n s t

vdek: „Qualität und Wirtschaftlichkeit  
bedingen einander!“
Der hubschrauber christoph 11 hatte im Jahr 2012 1.481 Notfallrettungen, 78 Verlegungen  
und 44 Fehleinsätze. Insgesamt 1.603 Einsätze, eine beachtliche Zahl. Zur Einweihung des  
neuen Luftrettungszentrums am 18. Oktober kam Innenminister Reinhold Gall.

d
er DRK-Rettungsdienst Schwarz-
wald-Baar und die DRF-Stiftung 
Luftrettung hatten zur Einweihung 
des neuen Luftrettungszentrums 

Villingen-Schwenningen eingeladen. Mit 
737,66 Meter ist das Luftrettungszentrum 
die höchstgelegene Station Deutschlands. 

Die Notfallrettung hat in Baden-Würt-
temberg ein hohes Niveau. Tragende Säu-
len sind dabei die Luftrettung und der Bo-
den gebundene Rettungsdienst, die sich 
systemisch sinnvoll ergänzen. Es geht 
um Notfälle und Intensivtransporte. Pi-
loten der DRF Luftrettung, Notärzte des 
Schwarzwald-Baar-Klinikums und Ret-
tungsassistenten des DRK Rettungsdiens-
tes Schwarzwald-Baar versehen hier ihren 
wichtigen Dienst.

Für den Verband der Ersatzkassen 
(vdek) ist es ein gesundheits- und ver-
sorgungspolitischer Anspruch und Auf-
trag – neben einer qualitativ hochwerti-
gen medizinischen, therapeutischen und 
pflegerischen Versorgung – in der notfall-
medizinischen Versorgung bestmögliche 
Standards zu gewährleisten. In Deutsch-
land hat jeder Betroffene Anspruch auf 
den Einsatz eines Rettungshubschraubers, 
wenn dies medizinisch erforderlich ist.

Der vdek möchte die bestmögliche Ver-
sorgung seiner Versicherten. Nicht von un-
gefähr wird neben den zu finanzierenden 
Hubschraubereinsätzen fortlaufend in die 
Optimierung medizintechnischer Gerä-
te, die Modernisierung der Flotte und die 
Fortbildung des Personals investiert. 

Die örtliche Rettungsleitstelle dispo-
niert nach Eingang des Notrufs das ad-
äquate Rettungsmittel. Der Hubschrau-
ber ist dabei häufig der schnellste 

Notarztzubringer. Außerdem ist er auch 
beim Transport von Patienten in weiter 
entfernte Spezialkliniken schlicht und er-
greifend am Schnellsten – gerade in länd-
lichen Gebieten wie dem Schwarzwald-
Baar-Kreis und darüber hinaus. 

Wenn ein Notfall eingeht, muss es für 
die Helikopter-Besatzung und alle, die im 
Team mit eingebunden sind, schnell ge-
hen. Der vdek weiß den anspruchsvollen 
und oftmals auch gefährlichen Einsatz zu 
schätzen. Neben der Notfallrettung zählt 
der Transport intensivpflichtiger Patien-
ten, etwa bei Verbrennungen, Schädel-
Hirn-Verletzungen, Polytraumata oder 
schweren internistischen Erkrankungen 
oder etwa bei chirurgischen Kindernotfäl-
len zu ihren Aufgaben. 

Am 1. Mai 1996 übernahm die DRF-
Luftrettung den Flugbetrieb an der DRK-
Station Villingen-Schwenningen. Seit die-
ser Zeit gab es ca. 20 500 Einsätze. Im Jahr 
2012 hatte Christoph 11 

1.481 Notfallrettungen, sogenannte 
Primäreinsätze, außerdem 78 Verlegun-
gen, sogenannte Sekundäreinsätze und 
44 Fehleinsätze. Dies macht in der Sum-
me insgesamt 1.603 Einsätze des EC 135, 
eine beachtliche Zahl. Bezogen auf die 
sieben Stationen der DRF-Luftrettung in 
Baden-Württemberg liegt die DRF Villin-
gen-Schwenningen bei den Einsätzen in 
der Spitzengruppe. 

„Grundmaxime im Land werden auch 
weiterhin Qualität und Wirtschaftlichkeit 
sein.“, so der vdek.  

VLNR:  thomas Behringer (drk-rettungsdienstleiter), Frank Winkler (stellvertretender Leiter der Landesvertre-
tung Baden-Württemberg vdek, verband der ersatzkassen e.v.), Joachim gwinner (stellvertretender Landrat und 
erster Landesbeamter des Landkreises scharzwald-Baar), steffen Lutz (vorstand drF Luftrettung), reinhold gall 
(innenminister des Landes Baden-Württemberg), Herbert Fischer (vorstand des drk kreisverbands villingen-
schwenningen e.v.), dr. rupert kubon (oberbürgermeister der stadt villingen-schwenningen), Birgit Wiloth-
sacherer (Landesgeschäftsführerin des Badischen roten kreuzes e.v.), Winfried Baumann (geschäftsführer drk 
rettungsdienst schwarzwald-Baar ggmbH), Andreas Helwig (stationsleiter in villingen-schwenningen)
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P o s i t i o n

Zurück zur  
Beitragssatzautonomie
Die Ersatzkassen und ihr Verband haben ihre gesundheitspolitischen 
Positionen für die kommende Legislaturperiode formuliert: Selbstver-
waltung stärken – Beitragssatzautonomie – Ausbau der Qualität. 

e
ine älter werdende Gesellschaft 
erfordert den Umbau von Leis-
tungen und Gesundheitsinfra-
struktur. Dabei muss der Qualität 

der Versorgung ein höherer Stellenwert 
zukommen. Die gemeinsame Selbstver-
waltung braucht dazu mehr vertragspoli-
tische Flexibilität und in der Ausbildung 
der Heilberufe sind neue Schwerpunkte 
zu setzen. Prägendes Element einer Fi-
nanzarchitektur der Zukunft sollte die 
kassenindividuelle Festlegung der Bei-
tragssätze sein. 

Die Ersatzkassen haben ihre gesund-
heitspolitischen Positionen mit neun Leit-
sätzen überschrieben. 

1. Die GKV ist ein zentraler gesellschaft-
licher Stabilitätsfaktor. Die Weiterentwick-
lung des Gesundheitssystems muss auf der 
Basis der Kernelemente der solidarischen 
und umlagefinanzierten GKV erfolgen. 

2. Die Selbstverwaltung ist die tra-
gende Säule der GKV. Damit die Selbst-
verwaltung effizient arbeiten kann, sind 
präzise gesetzliche Vorgaben und klare 
Zuständigkeitsregelungen notwendig. Die 
Selbstverwaltung ist zu stärken. 

3. Das Gesundheitswesen steht vor 
großen Herausforderungen. Die künfti-
ge Versorgung wird sich stärker am al-
terspezifischen Bedarf sowie an den un-
terschiedlichen Gegebenheiten in den 
Regionen orientieren müssen. Die Ge-
sundheitsberufe müssen in ihrer Aus- 
und Weiterbildung adäquat auf die An-
forderungen einer älter werdenden 
Gesellschaft vorbereitet werden. 

4. Der GKV-Leistungskatalog bil-
det die Grundlage der gesundheitlichen 

Versorgung. Alle GKV-Leistungen sind ei-
ner konsequenten Nutzenbewertung zu un-
terziehen. Bei Hochrisiko-Medizinproduk-
ten ist ein strenges Zulassungsverfahren 
auf Basis klinischer Prüfungen zu etablie-
ren. Für diese Produkte sind Medizinpro-
duktregister verpflichtend einzuführen. 
Ohne umfassende Aufklärung und hinrei-
chende Bedenkzeit des Patienten dürfen 
Ärzte keine IGeL-Leistungen erbringen. 
Die GKV braucht geeignete Instrumente 
zur Ressourcensteuerung, damit die Wirt-
schaftlichkeitspotentiale gehoben werden 
können. Die Potentiale und Risiken der 
„personalisierten Medizin“ sind unter ethi-
schen, sozialpolitischen und ökonomischen 
Aspekten zu prüfen. 

5. Qualität ist das Kennzeichen der Ver-
sorgung in der GKV. Sektorenübergrei-
fendes Denken und Handeln muss auch 
im Bereich der Qualitätssicherung etab-
liert werden. Ergänzende Selektivverträ-
ge können einen Beitrag zur Optimierung 
der Versorgung leisten. Der Wettbewerb 
um bessere Versorgungsmodelle muss mit 
geeigneten Instrumenten flankiert werden. 
Der Wettbewerb erfordert ein höheres Maß 
an Transparenz über die Angebote des Ge-
sundheitswesens. Der Wettbewerb in der 
GKV erfordert eine klare sozialrechtliche 
Ordnung, gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen und eine einheitliche Aufsichtspraxis. 

6. Prävention zeichnet sich durch Viel-
falt aus. Die Gestaltungsmöglichkeiten der 
Krankenkassen im Bereich der Prävention 
müssen umfassend erhalten bleiben. Die 
Präventionsaktivitäten der unterschiedli-
chen Akteure müssen sich an gemeinsamen 
Gesundheitszielen ausrichten. 

7. Das Fundament der GKV ist eine 
verlässliche Finanzierung. Die Gesund-
heitsausgaben sind paritätisch zu finan-
zieren. Die Beitragssatzautonomie ist 
wieder herzustellen – Zusatzbeiträge und 
Prämien werden abgelehnt. Die versiche-
rungsfremden Leistungen müssen umfas-
send und verlässlich durch den Bundes-
haushalt finanziert werden. 

8. Eine gute Pflegeversorgung ist Aus-
druck einer humanen Gesellschaft. Um 
den Pflegebedarf adäquat zu erfassen, ist 
ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff zü-
gig umzusetzen. Das Risiko der Pflegebe-
dürftigkeit ist auch zukünftig solidarisch 
abzusichern. Um den wachsenden Pflege-
bedarf gerecht zu werden, sind vielfältige 
Unterstützungsangebote wohnortnah zu 
schaffen und personell zu sichern.

9. Europa wirkt in den nationalen So-
zialversicherungssystemen zunehmend 
mit. Bei der Folgenabschätzung von EU-
Recht sind die Auswirkungen auf die so-
zialen Systeme der Mitgliedsstaaten 
explizit zu berücksichtigen. Gesundheits-
dienstleistungen dürfen nicht einer Mehr-
wertsteuerpflicht unterzogen werden. 

Die gesundheitspolitischen Positionen 
können unter http://www.vdek.com/poli-
tik.html abgerufen werden.  

FOTO  vdek
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Ambulante Pflege SGB XI

Wie in vielen anderen Bundesländern konnten sich die Ver-
tragspartner auch im Land noch nicht auf die Höhe der Zeit-
vergütung für ambulante Pflegeleistungen verständigen. 
Knackpunkt ist, dass die Stundensatzforderung der Leis-
tungserbringerverbände von der der Kostenträger erheblich 
differiert. Von vielen Beteiligten wird der Grund im Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz (PNG) gesehen. Die darin formulier-
te Regelung erweist sich im Rahmen der ambulanten Pflege 
als kontraproduktiv zur bisherigen Vergütungssystematik.

häusliche Krankenpflege und haushaltshilfe

Mit den privaten Leistungserbringerverbänden haben 
die Ersatzkassen neue Rahmenverträge und Preisverein-
barungen abgeschlossen. Mit den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege sind die Preisverhandlungen wie auch 
bei den anderen Kassenverbänden in Baden-Württemberg 
gescheitert. Deren Forderung liegt deutlich über der Ent-
wicklung der Grundlohnsumme. Hier wurde deshalb die 
Schiedsperson angerufen. 

Spezialisierte ambulante pädiatrische Palliativversorgung

Die Landesverbände der Krankenkassen streben hier mit den 
Leistungserbringern – wie bei der Spezialisierten ambulan-
ten Palliativversorgung bereits geschehen – einen Muster-
vertrag auf Landesebene an. Allerdings scheiterten erste Ver-
tragsabschlüsse bisher bei den Preisverhandlungen. 

Selbsthilfeförderung 

Die Selbsthilfe wurde in Baden-Württemberg erfolgreich un-
terstützt. Die GKV-Gemeinschaftsförderung Baden-Württem-
berg finanziert im Jahr 2013 etwa 1.500 lokale oder regionale 
Selbsthilfegruppen, 61 Landesorganisationen und 16 Kon-
taktstellen mit mehr als 2,4 Mio. Euro im Rahmen der kassen-
artenübergreifenden Pauschalförderung. Der Anteil der Er-
satzkassen daran beläuft sich auf über 720.000 Euro.

hochschulambulanzen humanmedizin

Im Bereich der Hochschulambulanzen Humanmedizin konn-
ten mit allen acht Vertragspartnern Vergütungsvereinbarun-
gen für 2013 abgeschlossen werden. Mit dem Zentralinstitut 
für Seelische Gesundheit Mannheim wurden die Budgets so-
wohl für die Hochschulambulanz Psychosomatik und Psychi-
atrie bis einschließlich 2014 erfolgreich verhandelt.

k u r Z  g e F A s s t

Der Autor Dr. Frank Wittig be-
schreibt in seinem Buch, dass über-
flüssige Operationen durchgeführt 
und Medikamente verschrieben 
werden, die mehr schaden als nut-
zen. Dahinter stecke vor allem das 
Ziel um Profit des medizinischen 
Establishments und der Gesund-
heitsindustrie. Gesunde werden zu 
Kranken erklärt, weil Laborwer-
te willkürlich festgelegten Normen 
nicht entsprechen oder Röntgen-
bilder völlig unbedenkliche Abwei-

chungen vom Ideal zeigen. Der mehrfach ausgezeichnete 
Wissenschaftsjournalist Dr. Frank Wittig formuliert seine 
durch Studien untermauerte Anklageschrift gegen die wei-
ße Mafia scharf, jedoch ohne inquisitorischen Eifer. Ange-
reichert wird sie mit teils kuriosen Erlebnissen während 
seiner Recherche. Darüber hinaus gibt Wittig Hinweise, 
wie Patienten beim Kontakt mit Mediziner das Risiko ver-
ringern, Opfer der weißen Mafia zu werden. 

F ü r  s i e  g e L e s e n

die weiße mafia

dr. Frank Wittig, 
die weiße mafia 
2013, 250 s., 19,99 €,  
riva verlag, münchen

Die Bevölkerung in Deutschland hat Angst vor Demenz, 
bringt Demenzkranken aber Sympathie und Hilfsbereit-
schaft entgegen. Dies sind Kernergebnisse einer reprä-

sentativen Befragung von 1.795 Personen für den Gesundheits-
monitor von Bertelsmann Stiftung und BARMER GEK. Demnach 
empfinden fast drei von vier Befragten (74 Prozent) den Gedan-
ken an eine eigene Demenzerkrankung als bedrohlich und so-
gar 97 Prozent schätzen das Zusammenleben mit einem Erkrank-
ten als außerordentliche Belastung ein. Trotzdem haben knapp 
84 Prozent das Bedürfnis zu helfen. Ziel der für die Studie verant-
wortlichen Wissenschaftler des Universitätsklinikums Hamburg 
Eppendorf war, Erfahrungen mit Dementen, emotionale Reaktio-
nen und das Wissen über Alzheimer zu ermitteln. Erfragt wurden 
auch Einstellungen zum Umgang mit der Erkrankung. In Deutsch-
land haben etwa 1,5 Millionen Menschen eine Demenzdiagnose. 
Der Verband der Ersatzkassen fordert daher nicht von ungefähr, 
dass eine „alternde“ Gesellschaft eine Veränderung des Versor-
gungsspektrums benötigt.

r e P r ä s e n t A t i v e  B e F r A g u n g

umfrage zu Alzheimer und 
 anderen demenzerkrankungen



Politik und Ökonomie sind im Zuge 
von Globalisierung und zunehmen-
der Krisenanfälligkeit von tiefgrei-
fenden Veränderungen geprägt, die 
die Frage nach der Rechtfertigung 
institutioneller Strukturen, einzel-
ner Entscheidungen und bestimmter 
Akteure aufwerfen. Akteure unter-
schiedlichster Art bemühen sich ent-
sprechend aktiv darum, ihr Tun als 
„legitim“ auszuweisen: Sie betrei-
ben Legitimitätspolitik. Die 23 Beiträ-
ge dieses Sonderbandes untersuchen 
aus der Perspektive kritischer Sozial-
wissenschaften die Muster politischer 
Rechtfertigung auf nationalstaatli-
cher und internationaler Ebene.

geis/nullmeier/daase (Hg.) 
der Aufstieg der Legitimitäts-
politik 
2012, 455 s., 59,– €,  
sonderband Leviathan, Bd. 27

Einzelvertragliche Beziehungen zwi-
schen Krankenkassen und Leistungs-
erbringern sind durch gemeinsame 
und konfligierende Interessen ge-
kennzeichnet. Zur Überwindung von 
Interaktionsproblemen entwickelt 
der Autor einen integrierten Ansatz 
aus monetären und nicht-monetären 
Anreizen. Aus der Perspektive einer 
Krankenversicherung geschrieben, ist 
das Werk für Vertragsmanager beson-
ders relevant. Darüber hinaus finden 
auch Wirtschaftswissenschaftler und 
Gesundheitspolitiker wertvolle Anre-
gungen für eine neue Sichtweise auf 
die Gesundheitsversorgung.

dr. thomas nebling 
strategisches verhalten bei 
selektiven verträgen 
2012, 297 s., 44,– €,  
Beiträge zum gesundheits-
management, Bd. 38

B ü C H e r

Legitimitätspolitik

selektivverträge

Der Verband der Ersatzkassen (vdek) 
fordert eine zentrale Zulassungs-
stelle für risikoreiche Medizinpro-

dukte. Industriesilikon im Brustimplantat, 
Metallabrieb im künstlichen Gelenk und 
Fehler im Herzschrittmacher zeigen, wie 
gefährlich Medizinprodukte sein können. 
Deshalb fordert der vdek eine zentrale Zu-
lassungsstelle für Hochrisikomedizinpro-
dukte in Europa. Patientensicherheit muss 
vor Industrieinteressen stehen. Die Bun-
desregierung soll sich innerhalb des Eu-
ropäischen Rates für eine zentrale Zulas-
sungsstelle einsetzen. Die Ersatzkassen 
fordern zudem, dass zu jedem neu zu-
gelassenen Hochrisikomedizinprodukt 
rechtsverbindliche Begleitstudien durch-
geführt werden müssen, deren Ergebnis-
se im Rahmen eines Registers gespeichert 
werden. Auf deren Grundlage sollte dann 
eine Evaluierung des Medizinproduktes 
erfolgen. Als gutes Beispiel hierfür steht 
das Endoprothesenregister, das vor zwei 
Jahren durch die Ersatzkassen mit initiiert 
und finanziert wurde. Durch die Ergeb-
nisse des Endoprothesenregisters können 
künftig Leid und Schmerzen bei Patienten 
durch Wechseloperationen an Hüfte oder 
Knie erspart werden. 

Der Neujahrsempfang 2014 bietet 
einen willkommenen Anlass, um 
mit den wichtigen Akteuren des 

Gesundheitswesens im Land in das neue 
Jahr zu starten. Im Vordergrund stehen 
das Beisammensein und der persönli-
che Austausch. Die B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg, beste-
hend aus dem BKK-Landesverband, der 
IKK classic, der Knappschaft sowie den 
Ersatzkassen, lädt die Partner des Ge-
sundheitswesens für Dienstag, 14. Janu-
ar 2014, ab 17.00 Uhr in das Vinum im Li-
teraturhaus in der Breitscheidstr. 4 in 
Stuttgart ein. Die Einladung folgt.

Z u L A s s u n g s s t e L L e

Patientensicherheit 
geht vor

v e r A n s t A L t u n g

neujahrsempfang 
2014

Nachfolgende Gesundheitspoliti-
kerinnen und Gesundheitspolitiker 
aus Baden-Württemberg haben den 
Sprung in das neue Parlament ge-
schafft: Steffen Bilger / CDU (Wahl-
kreis Ludwigsburg), Karin Binder / Die 
Linke (Wahlkreis Karlsruhe-Stadt), 
Alois Gerig /  CDU (Wahlkreis Oden-
wald-Tauber), Michael Hennrich /  
CDU (Wahlkreis Nürtingen),  Karin 
Maag / CDU (Wahlkreis Stuttgart 
II), Hilde Mattheis / SPD (Wahlkreis 
Ulm), Lothar Riebsamen / CDU (Wahl-
kreis Bodensee), Annette Widmann-
Mauz / CDU (Wahlkreis Tübingen).
Ausgeschieden sind Biggi Ben-
der / Bündnis 90 / Die Grünen (Wahl-
kreis Stuttgart II), Susanne Kieck-
busch  / Bündnis 90 / Die Grünen 
(Wahlkreis Rottweil-Tuttlingen)  
und Pascal Kober / FDP (Wahlkreis 
Reutlingen).

B u n d e s t A g s W A H L

Wer ist drin,  
wer ist draußen
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